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spektive auch durch die Bemes-
sung der Unternehmensbeiträge 

nach der gesamten Wertschöpfung zu 
sichern sei. Die Diffamierung seiner 
Forderung als „Maschinensteuer“ 
und die Weigerung des ÖGB, Dallin-
gers Konzept offensiv umzusetzen, er-
leichterte den neoliberalen Einbruch 
in das soziale Netz.

Zunehmend ist die Entwicklung 
dadurch bestimmt, öffentliche soziale 
Leistungen der Marktlogik zu unter-
werfen und sukzessive für das private 
Kapital und dessen Profi te nutzbar zu 
machen. Befeuert wird dies durch die 
von „Expert:innen“ und Politik er-
fundene und von Medien eingetrich-
terten Behauptung, der Sozialstaat 
sei nicht mehr fi nanzierbar, daher 
Verschlechterungen und Eigenvorsor-
ge erforderlich.

70 Jahre nach seinem Inkrafttre-
ten ist das ASVG freilich aktueller 
denn je: Es steht für soziale Gerech-
tigkeit, Chancengleichheit und den 
Schutz vor den Risiken des Lebens. 
Verteidigung und Weiterentwicklung 
des ASVG und seiner wesentlichen 
Grundlagen wie Umlagenfinanzie-
rung, Generationenvertrag und So-
lidaritätsprinzip sind also keine 
nostalgische Anwandlung, sondern 
zukunftsorientiert. Die Schlüssel-
frage ist allerdings die Finanzierung 
des Sozialstaates, die wiederum mit 
der Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums zusammenhängt. n

Leo Furtlehner

››

Fortsetzung von Seite 1

In den Leitlinien unseres Wirkens, 
die der ZVPÖ auf seinem Bundes-
tag am 22. Oktober 2025 einstimmig 
beschlossen hat, heißt es u.a. „Der 
ZVPÖ lehnt eine verpfl ichtende Um-
wandlung der „Abfertigung Neu“ 
(1,53 % des monatlichen Bruttoge-
halts) in eine Pensionskasse ab. Es 
muss die Entscheidung der Dienst-
nehmerInnen bleiben, sich die Abfer-
tigung bei Pensionsantritt auszahlen 
zu lassen.“

Hintergründe dieser Forderung
In Österreich erhalten Angestellte 

seit 1921, ArbeiterInnen erst seit 1979 
eine Abfertigung. Es handelte sich da-
bei um eine Einmalzahlung bei Been-
digung eines Dienstverhältnisses, die 
langjährige Treue zu einem Arbeitge-
ber honorierte und den Berechtigten 
die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Wohlstand sicherte. Bis 2003 wurde 
ArbeitnehmerInnen, die ihre Pension 
antraten, ihre Abfertigung automa-
tisch ausgezahlt, d.h., sie mussten 
sich nicht selbst darum kümmern. 
Ferner konnten sie über die ausbe-
zahlte Summe frei verfügen. 

2003 wurde die Abfertigung 
Neu eingeführt. Seitdem sind 
ArbeitgeberInnen verpf lichtet, 
1,53 % des Bruttomonatsgehalts 
ihrer ArbeitnehmerInnen an 

eine Mitarbeitervorsorgekasse zu 
überweisen. ArbeitnehmerInnen 
müssen nun die Auszahlung der Ab-
fertigung selbst verlangen und kön-
nen bei Pensionsanritt entscheiden, 
ob sie die Auszahlung in Form eines 
einmaligen Betrages, für den 6 % Steu-
ern zu bezahlen sind, oder als monat-
liche Zusatzpension steuerfrei erhal-
ten möchten. Wifo und Fachverband 
der Pensions- und Vorsorgekassen 
werden seitdem nicht müde, die Ver-
wendung der Abfertigung Neu als das 
Budget entlastende zusätzliche Pen-
sionssicherung anzupreisen. Arbeit-
nehmerInnen werden unverhohlen 
aufgefordert, selbst ebenfalls Beitrags-
zahlungen in die Mitarbeitervorsorge-
kasse zu leisten. Diese veranlagt die 
so lukrierten Kapitalien mehr oder 
weniger risikoreich am Finanzmarkt, 
wobei die Leute mit dem Versprechen 
von Traumrenditen geködert werden. 

Versprechen halten nicht
So etwa präsentierten unlängst das 

Wifo in Person seines Direktors Gab-
riel Felbermayr und der Obmann des 
Fachverbands der Pensions- und Vor-
sorgekassen, Andreas Zakostelsky, 
eine Studie, wonach ein Beitrag von 
2,5 % des Gehalts, was einer realen 
Lohnkürzug in diesem Ausmaß ent-
spricht, eine Zusatzpension von 19 % 
generieren würde, was vor allem für 
„GeringverdienerInnen“ von Vorteil 
wäre. 

Im aktuellen Regierungspro-
gramm wird darüber hinaus ein 
General-Pensionskassenvertrag 
(Öffnung der „zweiten Säule“ für 
alle) vorgeschlagen. Demnach sollen 
alle ArbeitnehmerInnen ihre Abfer-
tigungssumme (auch die aus der Ab-
fertigung Alt) in eine Pensionskasse 
übertragen und in eine lebenslange 
Pension umwandeln können. Bisher 
war dies nur Anspruchsberechtigten 
auf Abfertigung Neu möglich. 

Die Regierung darf sich nicht zur 
Handlangerin der Lobbyisten der 
Versicherungswirtschaft machen, 
die offenbar gerade ihre Felle davon-
schwimmen sieht, da in Zeiten von 
Infl ation und Teuerung immer mehr 
Menschen jeden Cent dreimal umdre-
hen müssen und nichts mehr übrig 
bleibt für eine Zuzahlung zu einer be-
trieblichen Zusatzpension.  H.G. n

Verschlucken Pensions- und Vorsorgekassen 
die Abfertigung Neu?

Der ZVPÖ trauert zutiefst um  Silvana Weidinger, 
unsere langjährige steirische Landesobfrau und 
stellvertretende Bundesobfrau, die am 14. August 
im 72. Lebensjahr nach langer, schwerer Krankheit 
verstorben ist.

Mit Silvana verliert der ZVPÖ eine außerordentlich 
kompetente und umsichtige Aktivistin sowie Funktio-
närin, die sich auch über die Grenzen des Verbandes 
hinaus großes Ansehen erworben hat. Über viele 
Jahre hinweg arbeitete sie eng mit der ehemaligen 
steirischen Landesobfrau Herta Mandl-Narodos-

lavsky zusammen. Zunächst unterstützte sie sie als Landessekretärin, bevor 
sie schließlich die Funktion der Landesobfrau übernahm. Zudem war Silvana 
Mitglied im Bundesvorstand und verantwortete die größte Landesgruppe des 
Verbandes.

Trotz ihrer schweren Krankheit konnte Silvana im Vorjahr noch an der Hun-
dertjahrfeier des Verbandes in Graz teilnehmen. Damit setzte sie ein letztes 
Zeichen ihrer Verbundenheit und ihres Engagements.

Unsere aufrichtige Anteilnahme gilt ihrem Ehemann Arnold, ihren Kindern, 
Enkeln und der gesamten Familie. Der ZVPÖ wird Silvana Weidinger stets ein 
ehrendes Andenken bewahren. 
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 Die Pensionistin spricht 

Im Anschluss an das Referat von Alfred Noll auf unse-
rem Bundestag im Oktober wurde u.a. die Frage auf-
geworfen, warum ältere Menschen sich politisch über-
wiegend konservativ verhalten. Als ein wichtiger Grund 
dafür wurde die fehlende Wertschätzung für das Alter 
genannt und dass ältere Menschen hauptsächlich als zu 
versorgende Objekte wahrgenommen werden. Jede 
Selbstorganisation älterer Menschen kann 
aus dem Konservativismus herausführen, 
so das Resümee. 

Und tatsächlich sind es auf der gan-
zen Welt PensionistInnen, die sich, 
sofern ihre Gesundheit es erlaubt, 
politisch einbringen, da sie auch über 
Zeit verfügen. Nicht zuletzt tun sie 
dies im Bereich der Friedenspolitik, 
denn sie haben sowohl Krieg und 
Nachkriegszeit erlebt als auch die Frie-
densbewegung der 1980er Jahre. Diese 
Generation weiß aus eigener Erfahrung, was 
Krieg bedeutet. Seien es nun die PensionistIn-
nen für Frieden, die sich in London zu Hunderten 
verhaften ließen, weil sie mit ihrer gewaltfreien 
Unterstützung von Palestine Action auf die Menschen-
rechtsverletzungen in Gaza hinwiesen. Oder seien es 
eben jene mittlerweile in Pension befi ndlichen ehe-
maligen AktivistInnen der österreichischen Friedens-
bewegung, die am Nationalfeiertag ein starkes Zeichen 
für den Erhalt der Neutralität setzten. Die Älteste unter 
ihnen war 95 Jahre alt.  

Der diesjährige Nationalfeiertag war anders als sonst, 
nicht nur weil es sich um den 70. Jahrestag des Neutra-
litätsgesetzes handelte. Es war eine Gruppe von größ-
tenteils älteren Menschen, die mit der Aktion „Sterben 
am Ring“ darauf hinwies, dass das am Heldenplatz und 
Burgtheater ausgestellte Kriegsgerät kein Spielzeug und 
Krieg kein Spaß ist. Mit aufgemalten Verletzungen, ban-
dagierten Köpfen, verbundenen Armen und amputierten 
Beinen und auf Krücken und Stöcken machten die Ak-
tivistInnen darauf aufmerksam, was Krieg tatsächlich 
bedeutet. 

Die Neutralität ernstnehmen

So setzten sie einen Kontrapunkt zu der normalerwei-
se einseitigen Auslegung von Nationalfeiertag und Neut-
ralität, die die Waffenschau des Bundesheers in den Mit-
telpunkt rückt. Dabei bedeutet Neutralität – ungeachtet 
ihrer Missachtung durch das österreichische politische 
Establishment seit dem EU-Beitritt – vieles mehr und 
ist das Gegenteil von Militarismus und Kriegstreiberei. 
Während zwischen 80 % und 90 % der österreichischen 

Bevölkerung den Wert der Neutralität zu schätzen wis-
sen, arbeiten die politischen Eliten unseres Landes an 
einer scheibchenweisen Aushöhlung des Neutralitätsge-
setzes, indem sie uns erklären, die Neutralität sei über-
holt und nach dem Ende des Kalten Krieges überfl üssig 
oder der Beitritt zu einem Militärbündnis würde Öster-

reich sicherer machen. Die Neutralität, wenn ernst-
genommen, würde Österreich davor schützen, 

sich Militärblöcken (offi ziell der NATO, die 
über die EU ihren Aufrüstungskurs be-

treibt) anzuschließen und so zu einem 
Angriffsziel zu werden; weiters würde 
sie Österreich davor bewahren, Mil-
liarden für Rüstung auszugeben, die 
dann in den Bereichen Soziales (nicht 
zuletzt Pensionen), Bildung, Gesund-

heit oder Care-Arbeit fehlen; sie wäre 
ein Gegenmodell zu den diversen Aufrüs-

tungsprogrammen und könnte als solches 
für ganz Europa vorbildhaft sein. 

Um glaubwürdig zu sein, muss Neutralität 
ständig klargestellt werden, etwa, indem politische 
Initiativen zur Friedensstiftung gesetzt und Vor-

schläge für Konfl iktlösung gemacht werden. Führen 
Großmächte Krieg gegeneinander, sind es nicht die neu-
tralen Staaten, die zum Angriffsziel werden.

Die Neutralität wäre somit eine sehr gute Sicher-
heitsgarantie, hielte sich die österreichische Regierung 
ernsthaft daran. Der Transport von Militärgerät und 
Truppen durch österreichisches Staatsgebiet ist ebenso 
neutralitätsverletzend wie Produktion und Verkauf von 
Rüstungsgütern – siehe zuletzt den Verkauf von Rotax-
Motoren an eine kriegsführende Partei, in diesem Fall 
Israel – oder über den Umweg der EU die Finanzierung 
von Waffenlieferungen an die Ukraine. Um glaubhaft 
neutral zu sein, hätte Österreich sein Abstimmungs-
verhalten in der UN-Vollversammlung entsprechend zu 
gestalten. Auch ist die Berichterstattung des heimischen 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks nicht kompatibel mit 
der Neutralität, da sie sich oft nicht von Propaganda für 
eine kriegsführende Seite unterscheidet. All dies und 
vieles mehr passiert nicht, weshalb die Glaubwürdigkeit 
Österreichs als eines neutralen Staates international 
großen Schaden genommen hat. Einen der Tiefpunkte 
stellt die Aussage der österreichischen Außenministerin 
im Sommer dieses Jahres dar, als sie offen über einen 
NATO-Beitritt Österreichs nachdachte. 
Aus alledem wird ersichtlich, dass es friedenspolitisch 
noch viel, auch für die ältere Generation, zu tun gibt. 
Eine sinnstiftende Tätigkeit ist dies allemal.  n

Hilde Grammel ist Mitglied im Bundesvorstand des ZVPÖ.

Von der Selbstwirksamkeit der Älteren

 Hilde Grammel 

 Besuchen Sie unsere Website. Aktuelle Themen und Termine gibt’s unter 

www.zvpoe.at
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Der Bundestag, zu dem Kolleginnen 
und Kollegen aus allen ZVPÖ-Lan-
des-, Bezirks- und Ortsgruppen einge-
laden sind und der alle 3 Jahre statt-
findet, zählt zu den „Brennpunkten“ 
unseres Verbandsgeschehens.

Unsere Wiener Landesobfrau, Hilde 
Grammel, eröffnete den Bundestag. 
Sehr gefreut haben wir uns über die 
Anwesenheit unseres Ehrenobmanns 
Otto Podolsky.

Unter dem Titel „Alter der Grund-
rechte – Grundrechte im Alter“ hielt 
Univ. Prof. Dr. Alfred J. Noll einen 
sehr inhaltsreichen und spannenden 
Gastvortrag. Darin führte er u.a. aus: 
„Im Art. 25 der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union heißt 
es unter der Überschrift Rechte älte-
rer Menschen: Die Union anerkennt 
und achtet das Recht älterer Men-
schen auf ein würdiges und unab-
hängiges Leben und auf Teilnahme 
am sozialen und kulturellen Leben. 
Leider zeigt sich, dass diese Prokla-
mation zu unverbindlich bleibt, um 
bestehende Lücken bei uns in Öster-
reich in der Gesundheitsversorgung, 
am Arbeitsmarkt, im sozialen Leben 
oder beim Schutz vor Altersarmut 
zu schließen. Auch im UNO-Sozial-
pakt, im UNO-Zivilpakt und in der 
Europäischen Menschenrechtskon-
vention sind bis heute keine ausrei-
chend spezifischen Bestimmungen 
zu älteren Menschen enthalten; zwar 
wird Diskriminierung verboten, aber 
das Merkmal Alter wird in keinem der 
Abkommen genannt.“

Die anschließenden zahlreichen 
Fragen an den Referenten belegen, 
dass das Thema des Gastvortrages 
in den Reihen unseres Verbandes auf 
großes Interesse stößt.

Im weiteren Verlauf der Tagung 
stand ein Politischer Bericht unse-

res Bundesobmanns Michael Graber 
über die inhaltlichen Schwerpunkte 
der vergangenen Tätigkeitsperiode 
des ZVPÖ und ein stellvertretend für 
den erkrankten Bundessekretär von 
Hans Höllisch vorgetragener Tätig-
keitsbericht zur Diskussion.

Politischer Rück- und Ausblick 
des ZVPÖ

Graber erinnerte an das 100 Jahr-
Jubiläum des ZVPÖ im Vorjahr. Wei-
ters ging er auf unser Engagement um 
die  „Werterhaltung der Pensionen“, 
die aktuellen Belastungen in der Kran-
kenversicherung, die Themen „Aus-
gleichszulage“, deren Bezugsgrenze 
weiterhin unter der Armutsschwelle 
liegt, die Absichten aus den Ländern 
und Gemeinden, „den „13./14. Pen-
sionsbezug von Pflegeheimbewohn-
erInnen zur (Mit-) Finanzierung der 
Pflegekosten künftig heranzuziehen“ 
sowie auf die Themen „Altersarmut“ 
und „Altersdiskriminierung“ ein. 
Die neue ZVPÖ-Pensionsbroschüre 
bewertete er als einen gewichtigen 
Beitrag in der Auseinandersetzung 
mit dem Mythos der angeblichen 
„Unfinanzierbarkeit der Pensionen“.

Der „Tätigkeitsbericht des Bundes-
sekretärs“ gab einen Überblick über 

die ZVPÖ-Aktivitäten in den letzten 
3 Jahren.

Allen AktivistInnen, aber auch al-
len Mitgliedern und FreundInnen, die 
an unseren Aktivitäten teilgenommen 
haben, danken wir. Ohne euch wäre 
eine solche Vielfalt im Verbandsleben 
undenkbar!

Viele neue Kolleginnen und 
Kollegen im Bundesvorstand.

Nach der finanziellen Entlastung, 
die einstimmig erfolgte, wurden der 
Bundesvorstand neu gewählt.

Ihm gehören – neben dem als Bun-
desobmann wiedergewählten Kol-
legen Michael Graber, seinen Stell-
vertreterInnen Hilde Grammel und 
Hans Höllisch, dem Bundessekretär 
Herbert Fuxbauer und der Bundes-
kassierin Uschi Tretenhahn – weitere 
21 Mitglieder an.

Wir freuen uns, mit Horst Pilho-
fer aus Kärnten, Aloisia Altmannin-
ger und Gerhard Lehner aus OÖ, 
Leopoldine Kutalek aus NÖ, Günter 
Kienesberger aus Salzburg, Kurt Lut-
tenberger und Arnold Weidinger aus 
der Steiermark, Gerda Pastyrik und 
Alois Rockenschaub aus Tirol, Elke 
Weissenborn aus Wien und Josef 
Stingl, der den Gewerkschaftlichen 
Linksblock (GLB) im Vorstand der 
ÖGB-PensionistInnen vertritt, meh-
rere KollegInnen als neue Mitglieder 
unseres Bundesvorstandes gewonnen 
zu haben.

Beschlüsse

Sowohl der Leitantrag als auch die 
Resolutionen sind unter www.zvpoe.
at im Internet im beschlossenen 
Wortlaut dokumentiert und werden, 
wenn gewünscht, bei telefonischer 
Nachfrage seitens unseres ZVPÖ-Bü-
ros gerne zugeschickt.

Zuallerletzt wurde ein Beschluss 
über den ZVPÖ-Mitgliedsbeitrag ge-
fasst, der ab dem Jahr 2026 € 25 pro 
Jahr beträgt.� n

Hans Höllisch

„Volles Haus!“ beim ZVPÖ-Bundestag!

 Wir bleiben aktiv! 

Univ.Prof. Dr. Alfred J. Noll referierte 
 zu Grundrechte im Alter 
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Teuerung seit 2020: Rund 560 
Euro Mehrkosten im Monat

Im Schnitt müssen Personen in 
Österreich im August 2025 um 
562 Euro monatlich mehr aus-
geben, um denselben Lebens-
standard zu erhalten wie im Au-
gust 2020. Mit einer effektiven 
Inflationsbekämpfung, wie in 
anderen Ländern, könnten die 
zusätzlichen Mehrkosten für die 
Bevölkerung um hunderte Euro 
pro Monat geringer ausfallen. 

Mit einer Inflationsrate wie in 
Deutschland, Spanien, Frank-
reich, der Schweiz sowie im 
Durchschnitt der Eurozone wür-
den die Mehrkosten in Öster-
reich deutlich geringer ausfallen. 
Mit der deutschen Teuerungsrate 
etwa wären es mit Mehrkosten in 
Höhe von 470 Euro pro Monat um 
92 Euro weniger. Im Vergleich mit 
der durchschnittlichen Inflations-
rate der Eurozone müssten Men-
schen in Österreich gar 127 Euro 
pro Monat weniger stemmen.

Aussendung des Momentum In-
stituts (der ökosoziale Think Tank 
der Vielen) am 17. Oktober 2025

Sicherung des Lebensstandards 
im Alter: Pensionen und 
Armutsbekämpfung

Effektive Altersarmutsbekämp-
fung: Eine wirksame Bekämpfung 
der Altersarmut ist eine zentrale 
soziale Aufgabe des Staates und 
muss als eigenständiges Element 
der Altersversorgung betrachtet 
werden. Es ist durch entsprechen-
de Anhebung des Richtsatzes der 
Ausgleichszulage endlich sicher-
zustellen, dass künftig keine 
Pensionistin und kein Pensionist 
in Österreich unter der Armuts-
grenze leben muss.

Aus dem Leitantrag der Vollver-
sammlung des Österreichischen 
Seniorenrates am 13. Oktober 
2025

 Schlaglichter 

 Stimmen gegen die Interessen  
 der PensionistInnen 
Die 13. Vollversammlung des Österreichischen Seniorenrats

Der ZVPÖ nahm mit fünf KollegIn-
nen an der diesjährigen, alle vier Jah-
re stattfindenden Vollversammlung 
des SR (Seniorenrats) im Parlament 
teil. Der ExpertInnen-Status im Se-
niorenrat bedeutet, dass wir Rede-
recht, aber kein Stimmrecht haben. 
Über Letzteres verfügen nur die Ver-
treter_innen von PVÖ (Pensionisten-
verband Österreichs), ÖSB (Öster-
reichischem Seniorenbund), ÖSR 
(Österreichischem Seniorenring) und 
ÖGB-Pensionist:innen. Eröffnungsre-
den hielten die Präsidentinnen Birgit 
Gerstorfer für den PVÖ – sie ist Nach-
folgerin des im April verstorbenen 
Peter Kostelka – und Ingrid Korosec 
für den ÖSB. 

Beschlüsse und abgelehnte 
Anträge der Vollversammlung

Angenommen und auch vom ZVPÖ 
unterstützt wurde der Leitantrag des 
Seniorenrats („Die ältere Generation 
ist unverzichtbar – Für ein genera-
tionengerechtes Österreich“), in dem 
u.a. eine Erhöhung des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalters abgelehnt, die 
Anhebung des Richtsatzes für die 
Ausgleichszulage über die Armuts-
grenze gefordert, weitere Belastungen 
in der Krankenversicherung zurück-
gewiesen und analoger Zugang zu 
staatlichen und privaten Leistungen 
verlangt werden. Die Einbindung des 
Seniorenrats als Vertretung der älte-
ren Generation des gesamten Landes 
in politische Entscheidungsprozesse 
muss dringend gestärkt werden, so 
der Antrag. 

Alle anderen vorliegenden Anträge 
– für jeden war eine Zweidrittelmehr-
heit erforderlich – wurden abgelehnt 
bzw. an den Vorstand zugewiesen. Die 
drei Anträge der ÖGB-Pensionist:in-
nen (1. nach Einführung einer Erb-
schaftssteuer, fairer Besteuerung von 
Kapitaleinkommen und anderen Ver-
mögenszuwächsen; 2. für die Schaf-
fung gesunder Arbeitsbedingungen, 
für die ausreichende Finanzierung 
der Krankenversicherungskosten der 
Pensionist:innen durch den Bund 
durch Anhebung des „Hebesatzes“ 

der ÖGK und für eine Rücknahme 
der Krankenkassenreform; 3. gegen 
den Ausverkauf von Pflege- und Reha-
Einrichtungen an renditeorientierte 
internationale Pflegekonzerne, Priva-
te Equity und Pensionsfonds) wurden 
von einer Mehrheit aus ÖSB und ÖSR 
niedergestimmt. 

Gehört, aber nicht abgestimmt wur-
de über den Redebeitrag des Bundes-
obmanns des ZVPÖ. Dieser verlangte 
eine halbjährliche Pensionsanpas-
sung, um die Zeit, in der die Pensio-
nistInnen die inflationierten Preise 
vorfinanzieren, zu verkürzen. Auch 
müsse ein Teuerungsindex für Pensio-
nistInnen-Haushalte entwickelt wer-
den. Um die Altersarmut von Frauen 
zu verringern, müsse der Familien-
richtsatz bei Ausgleichszulagen und 
deren Gegenrechnung mit Arbeitsein-
kommen und Hinterbliebenenpensio-
nen aufgehoben werden. Der Vorstoß 
der Soziallandesräte, den 13. und 14. 
Pensionsbezug der BewohnerInnen 
von Pflegeheimen einzubehalten, 
müsse zurückgewiesen werden.

Diese Sitzung hat einmal mehr ge-
zeigt, dass der ZVPÖ im Seniorenrat 
mehr Gewicht haben muss. Dazu ist 
es notwendig, unsere Anstrengungen 
zur Mitgliederwerbung in ganz Öster-
reich zu verstärken. Gehen wir’s an!�n

Hilde Grammel

 Seniorenbundspräsidentin  
 Korosek  verhinderte mit ihrer 
 und der blauen  Fraktion die Anträge 
 der ÖGB-PensionistInnen 
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 Wien 

Sprechstunden in Wiener Bezirks­
gruppen: (nur gegen Voranmeldung 
unter Tel. Nr. 01/ 2146573)

Beratungszentrum 2 & 22: Goethehof, 
22. Bez., Schüttaustraße1, jeden 2. 
Donnerstag im Monat von 14 bis 16 Uhr.
Leopoldstadt: Praterstraße 54, 1. 
Stock, Mittwoch und Donnerstag von 
10 bis 13 Uhr, Klubnachmittag jeden 
ersten Montag im Monat von 14 bis 18 
Uhr.
Landstraße: Baumgasse 29 – 31, jeden 
1. Montag im Monat von 14 bis 15 Uhr.
Margareten: Reinprechtsdorferstraße 
6. jeden 1. Montag des Monats  von 17-
19 Uhr. Voranmeldung erbeten unter 
0676 7509571.
Favoriten: Pernersdorferhof, 
Troststraße 68-70 (Eingang um die 
Ecke Herzgasse 90). Sprechtage jeden 
2.Dienstag im Monat von 17 – 18 Uhr.
Simmering: Hugogasse 8. Treffen 
finden jeweils jeden 2. Mittwoch des 
Monats von 15.00 Uhr – 17.00 Uhr statt 
Meidling: Cothmanstraße 11, jeden 2. 
Montag im Monat von 15 bis 17 Uhr. 
Wien­West: Drechslergasse 42, 1140 
Wien, jeden ersten Mittwoch im Monat 
von 14 bis 15 Uhr. Tel: 0676 6969003
Donaustadt: Wurmbrandgasse 17, jeden 
ersten Dienstag im Monat von 14 bis 
15 Uhr. 
Liesing­Atzgersdorf: Terramaregasse 
17/15/R1 (Club 23), jeden Dienstag ab 

15 Uhr (wegen Reparaturarbeiten ist 
der November 2025 ausgenommen)

Krampus­  und Weihnachtsfeiern 2025:
Leopoldstadt:  Mo.01.12./ 14.00h 
Praterstraße 54
Liesing: Termin für Weihnachtsfeier 
wird zeitgerecht auf der homepage 
bekannt gegeben
Floridsdorf/ Donaustadt: Di. 
02.12./ ab 16.00h Krampusfeier 
(Wurmbrandgasse 17)Do.18.12./  
Ausflug nach Traismauer mit 
Weihnachtsfeier und Tombola
Wandergruppe: Dienstag 16. Dez. 
ab 13 Uhr im Gasthaus zur Fabrik, 
Gaudenzdorfer Gürtel 73, 1120 Wien

 Niederösterreich 

Sprechtage:
Brunn/Geb.: jeweils an einem 
Donnerstag im Monat ab 15.30 Uhr 
beim Heurigen Hössl, 2345 Bunn/ 
Gebirge, Wiener Straße 25. Nächster 
Termin: 22.02.2026.
Wr. Neustadt: 2700 Wr. Neustadt, 
Kollonitschgasse 12., aktuelle Termine 
werden auf unserer homepage bekannt 
gegeben.
Krems: Beratung und Auskünfte in 
Pensions- und Sozialfragen unter der 
Tel. Nr. 01/ 2146573 
St. Pölten: Beratungen und Auskünfte 
des ZVPÖ jeweils am letzten 
Donnerstag im Monat von 16 bis 
17.30 Uhr in 3100 St. Pölten, Andreas 
Hoferstraße 4, 1.Stock (Eingang 
hofseitig).
Fischamend: Beratungstermin jeweils 
an einem Mittwoch ab 17.00h in 2401 
Fischamend, Enzersdorferstraße 22. 
Aktuelle Termine und Informationen 
werden auf unserer homepage 
veröffentlicht.

Jahresabschlussfeier 2025:
Brunn: Do. 04.12./ 15:30 Heuriger 
Hössl, 2345 Bunn/ Gebirge, Wiener 
Straße 25

 Steiermark 

Sprechtage:
Kapfenberg: Sprechtage und 
Zusammenkünfte jeden ersten 
Donnerstag im Monat ab 14 Uhr im 
„Franz Bair-Heim“, Feldgasse 8. 
St. Peter­Freienstein: die Info-

Stammtische finden jeweils am 2. 
Dienstag im Monat ab 14 Uhr im 
Freiensteinerhof statt. 
Leoben: Die Sprechstunden finden 
jeden 2. Monat, immer am 3. Mittwoch 
der Monate September und November 
ab 14.00 Uhr im „Gasthaus Hallodri“ in 
Donawitz statt. 
Graz: Sprechtage Dienstag bis 
Donnerstag 10 bis 12 Uhr. Um 
Voranmeldung wird gebeten. Jeden 
Donnerstag ab 13 Uhr Zusammenkunft 
im Karl-Drews-Klub hinter dem 
Volkshaus. 
Eisenerz: Sprechtage jeden Montag von 
09.00 – 12.00 Uhr in 8790 Eisenerz, 
Freiheitsplatz1

Weihnachtsfeiern 2025:
Leoben – St. Peter Freienstein: Di. 
09.12./ 15.00h Freiensteinerhof, 
Treidersbergstr.14
Kapfenberg: Mo. 08.12./ 13.00h 
Gasthof Reitbauer, Winkler Straße 64
Eisenerz: Mi. 10.12./ 12.00h Volkskeller, 
Vordernberger Str. 33
Graz: Do. 18.12./ 13.00h Karl Drews-
Klub, Lagergasse 98a

 Oberösterreich 

Sprechtage:
Linz Voest­Kleinmünchen: zu  unseren 
monatlichen Versammlungen treffen 
wir uns jeden ersten Mittwoch 
im Monat im Gasthaus Seimayr, 
Steinackerweg 8, ab 14 Uhr im großen 
Saal.
Oberösterreich: Treffen finden 
jeden letzten Montag im Monat in 
Linz, Melicharstraße 8 ab 15.00h 
statt. Beratungen sind gegen tel. 
Voranmeldung von 14.00 Uhr bis 15.00 
Uhr möglich. Kontakt über Koll. Hans 
Kropiunik Tel. 0664 3127737

Weihnachtsfeier 2025:
Linz Voest­Kleinmünchen: 3.12.
um 13 Uhr im Gasthof Seimayr, 
Steinackerweg 8, Linz
Gruppe OÖ:  Mo. 15.12./ 15.00h, 
Melicharstraße 8, Linz

 Tirol 

Sprechtage:
Innsbruck: unsere Sprechtage finden 
jeweils am 1. Donnerstag im Monat um 
15.00 Uhr statt, Treffpunkt wird auf 
unserer homepage bekannt gegeben. 

AUS DEN BUNDESLÄNDERNAUS DEN BUNDESLÄNDERN

Foto: Peter Kutalek

Wiener Donnerstag­
wanderungen
Die Wanderungen finden 
wöchentlich jeden Donnerstag 
(Feiertage sind ausgenommen) 
heuer bis 4.12.2025 und im 
kommenden Jahr ab 8.01.2026 
statt. Die jeweiligen Treffpunkte 
und Ziele werden kurzfristig 
festgelegt und auf unserer 
homepage  www.zvpoe.at unter 
der Rubrik Ausflüge/Wandern 
bekannt gegeben.

Nähere Auskünfte 
und Rückfragen sind 
auch telefonisch bei 
Kollegen Werner Schütz
unter 0680/5069560 möglich.
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Jahresabschlussfeier 2025:
Innsbruck:  Termin für die Weihnachts-
feier wird zeitgerecht auf unserer 
homepage bekannt gegeben

 Salzburg 

Sprechtage:
Für Informationen und Fragen steht 
nachfolgende Telefonnummer und 
E-Mail-Adresse zur Verfügung: ZVPÖ 
Bundesleitung, Tel.: 01/214 65 73 oder 
e-mail zvpoe@aon.at 

 Kärnten 

Sprechtage:
Villach: Sprechtage jeden letzten 
Donnerstag im Monat ab 14.30h im 
Seniorenclub Arbeiterheim, 9500 
Villach, Ludwig-Walter-Straße 29. 
Voranmeldungen bitte unter Telefon 
0699/10073931 oder e-mail: office.
kr@zvpoe.at
Klagenfurt: Sprechtage finden 
jeden Dienstag von 12.00 – 
14.00 Uhr im Volxhaus, 9020 
Klagenfurt, Südbahngürtel 24 statt. 
Voranmeldungen bitte unter Tel. Nr: 
0664/3275763 oder e-mail: 
office.kr@zvpoe.at

Weihnachtsfeier 2025:
Villach: 27.11. 14:30 Seniorenclub 
Arbeiterheim, 9500 Villach, Ludwig-
Walter-Straße 29.

 Burgenland 

Sprechtage:
Eisenstadt: Sozialberatung und 
Beratung in Pensionsangelegenheiten. 
Jeden ersten Dienstag im Monat 
von 14 bis 16 Uhr, Eisenstadt, 
Hauptstraße 26/1.Stock. Telefonische 
Voranmeldung unter 0660/7689334
Präsentation der Pensionsbroschüre:
Sa. 22.11., 16 Uhr, Eisenstadt, 
Hauptstr. 26/1.Stock.

 Vorarlberg 

Beratung:
Für Informationen und Fragen steht 
nachfolgende Telefonnummer und 
E-Mail-Adresse zur Verfügung: 
ZVPÖ Bundesleitung, 
Tel.: 01/214 65 73 oder e-mail 
zvpoe@aon.at

Mit wenigen Zutaten und einfachen 
Schritten lässt sich daraus eine 
köstliche Alternative zu klassischen 
Gemüsegerichten zaubern.

Zutaten für 2 Personen
2 größere Zucchini
2 ganze Eier
Salz und schwarzer Pfeffer
Reibkäse nach Geschmack (z.  B. 
Parmesan, Emmentaler, Pecorino 
oder was gerade vorrätig ist) 
etwas Mehl für die Panade
etwas Öl zum Frittieren

Zubereitung
1. Zucchini gründlich waschen und 

das runde Ende abschneiden. 
Den Strunk bitte dranlassen.

2. Die Zucchini der Länge nach in 
der Mitte halbieren und jede Hälf-

te wie einen Fächer einschneiden 
(siehe ggf. Foto als Vorlage).

3. Die Eier mit dem Reibkäse in 
einer Schüssel gut versprudeln.

4. Die Zucchini mit Salz und Pfeffer 
würzen.

5. Die Zucchini vorsichtig im Mehl 
wenden. Darauf achten, dass das 
Mehl alle Fächerteile bedeckt. 
Überschüssiges Mehl gut ab-
schütteln.

6. Anschließend die Zucchini durch 
das Ei-Käse-Gemisch ziehen.

7. In nicht zu heißem Öl beidseitig 
goldbraun ausbacken, dabei ins-
gesamt zweimal wenden. Alter-
nativ kann eine Heißluftfritteuse 
verwendet werden.

8. Die fertigen Zucchini auf Küchen-
krepp abtropfen lassen.

Je nach Geschmack können die 
Zucchini mit Schnittlauch-Sauce 
oder einer süßsauren Sauce serviert 
werden. Wer möchte, kann auch ein-
fach Ketchup und Mayonnaise dazu 
reichen.

Dieses Gericht schmeckt min-
destens so gut wie ein klassisches 
Wiener Schnitzel! Viel Freude beim 
Nachkochen und guten Appetit 
wünscht Herbert Fuxbauer!

Leicht und fein gekocht

Zucchini einmal anders 

©
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 Wien 
 2. Bezirk: Percht Rosa Maria, Stuhl 
Hermine
 3. Bezirk: Blumencron Jaqueline, 
Jericha Friederike
 5. Bezirk: Kramer Christine
 6. Bezirk: Moser Dietmar
 8. Bezirk: Herbert Fuxbauer
 9. Bezirk: Kotzaurek Gertraud
10. Bezirk: Schütz Edith, Entner 
Hildegard, Krpec Heinz, Petlicka Franz, 
Schwaiger Hermine, Winterleitner Felix, 
Steindl Herbert 
11. Bezirk: Synek Elfie, Kubek Rosa
12. Bezirk: Lendwich Johanna, Huemer 
Gerhard, Mitterer Irene
13. Bezirk: Valvoda Anneliese, Veits 
Herbert
16. Bezirk: Neshiba Eva, Pollhammer 
Josef, Klappert Alfred
19. Bezirk: Dolinsky Martha
20. Bezirk: Dvorak Helga, Magerling 
Kurt
21. Bezirk: Hartl Josef, Hartl Maria, 
Schlegerer Christine, Skopal Barbara, 
Steiner Grete
22. Bezirk: Mraz Ottilie, Jäger 
Katharina, Schwarz Brigitta, Sohl Hilde, 
Delzo-Perez Anibal, Pfingstl Heinrich 
23. Bezirk: Dietz Elfi, Rohrbacher 
Brigitta, Plhak Ernst, Krupica Jakob, 
Pihak Ernst, Hovad Renate

 Steiermark 
Graz: Braunsar Inge, Krenn 
Christine, Brunner Gerti, Bucher 
Ingeborg,Emperer Kapka,  Fladerer 
Helga, Gaisch Hilde, Hrzenjak Maria; 
Kiefer Andrea, Koch Marianne, Leber 
Günter, Missia Maria, Oswald Gritli, 
Ploder Ernst, Radl Etta, Rieger Anne, 
Rossol Lore, Rutter Irene, Salzmann 
Hugo, Rossol Lore, Scherer Charlotte, 
Slamanig Johann, Trummer Hannelore, 
Verasto Maria, Weidinger Arnold, 
Weidinger Erich
Kapfenberg: Deschnik Elsa, Nöst 
Gottfried, Köberl Helmut
Leoben: Gärtner Renate, Zellner 
Antonia, Puschnik Sigrid, Ehgartner 
Leopoldine
Spital/Semmering:  Gruber Gertrude
Voitsberg: Krautgartner Helga, 

Rothenwender Ida, Maurer Annamarie
Gleisdorf: Hierzer Christian, Giesen 
Edmund
Eisenerz: Cigler Irma, Dick Rudolf, Wolf 
Wilhelmine, Zimmer Liselotte, Koppler 
Aurelia
Bruck/Mur: Kantner Helene
Bärnbach: Piberneg Klaus
Langenwang: Schuller Rosemarie
Trofaiach: Rennhofer Harald

 Niederösterreich 

Brunn: Cserko Renate, Handschuh 
Renate, Heiling Angela, Hofstätter 
Stefanie, Kolbinger Edith, 
Petschger Annemarie, Samec 
Henriette, Sostar Sonja, Starkl Erich, 
Wais Otto, Polak Johann
Ebergassing: Palecek Hermine
Lilienfeld: Brodhuber Elfriede 
Ternitz: Müller Josef
Wiener Neustadt: Hammer Friederike, 
Kalwach Theresia, Karner Theresia
Auersthal: Stadlbacher Hugo
Krems: Schodeitz Michael
Furth: Schulz Leopoldine
Wiener Neudorf:  Komarek Franz
Eggendorf:  Wunderl Rudolf
Tulbing: Zach Erika
Kaltenleutgeben: Hondl Dorli
Maria Enzersdorf: Hanl Erika
Baden: Kollos Heinrich
Perchtoldsdorf: Fischer Hermann
Lanzendorf: Nejes Notburga
Mautern: Schumann Manfred

 Oberösterreich 
Voest­Linz Kleinmünchen:  Gruber 
Brigitte, Klesadl Anneliese, Stieger 
Marianne, Weitersberger Traude
Engerwitzdorf: Hann Monika
Gruppe OÖ: Dir Walter

 Kärnten 
Klagenfurt: Granig Viktoria, Senger 
Gertrude, Salzmann Karl
Wölfnitz: Jessenitschnig Inge
Rain: Erlacher Sigberta
Velden: Topitschnig Franz
Wernberg: Kahlbacher Dieter
Friesach: Vorreiter Margarethe
St. Salvador: Volleritsch Thomas
St. Gertraud: Kuchar Josef 
Villach: Emperger Helga, Tkalec Maria
Latschach: Feitl Karl
Fürnitz: Nessmann Maria, Troger Ernst
Gödersdorf: Domiuschigg Max
Gummern:  Kleinbichler Inge
Riegersdorf: Kepold Ilse

 Vorarlberg 
Klaus: Bleier Rudolf
Dornbirn: King Franziska
Bregenz:: Leimbach Bernd
Mittelberg: Schuster Sieglinde
Hirschegg: Zanetti Manfred
Göfis: Bischof Josef

 Tirol 
Innsbruck: Kaufmann Brunhilde

Wir bitten die Kolleginnen und Kollegen um Verständnis, dass wir infolge Platzmangels nicht alle Geburtstage veröffentlichen können. 
Wir gratulieren grundsätzlich vom 50. Geburtstag angefangen alle fünf Jahre, vom 80. Geburtstag aufwärts alljährlich, soweit diese 
Geburtstage von den Landesleitungen beziehungsweise den Ortsgruppen mitgeteilt werden.
Aus Datenschutzgründen werden Altersangaben nur mehr in Ausnahmefällen veröffentlicht!

WIR GRATULIERENWIR GRATULIEREN
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In dieser Broschüre haben wir uns 
eingehend mit Aufbau und Geschich-
te des österreichischen Pensionssys-
tems, der besonderen Stellung von 
Frauen darin, den Einschnitten der 
letzten Jahrzehnte und den Forderun-
gen des ZVPÖ befasst. Die Broschüre 
richtet sich nicht nur an PensionistIn-
nen, sondern auch an jene, die künf-
tig in Pension gehen werden. Es han-
delt sich dabei um eine Streitschrift 
für das umlagefi nanzierte Pensions-
system, dessen Verbesserungsbedarf 
und vor allem für dessen Erhalt als 
sozialer Errungenschaft. 

Wir wollen mit diesem Werk Be-
wusstsein schaffen für die Notwen-
digkeit gesamtgesellschaftlicher Al-
terssicherung und den Generationen-

vertrag, der zu Unrecht immer wieder 
totgesagt wird. Aufgedeckt werden 
Manipulationen mit Zahlen, sowohl 
was die Kosten des Pensionssystems 
als auch was die demografi sche Ent-
wicklung betrifft, die sowohl die Me-
dien als auch bestimmte AkteurIn-
nen wie Agenda Austria oder Neos 
immer wieder ins Gespräch bringen, 
um das öffentliche Pensionssystem zu 
diffamieren und damit jüngere Gene-
rationen zu verunsichern. Während 
private Zusatzpensionen beworben 
und Renditen versprochen werden, 
die nie eintreffen, geht es uns darum, 
das öffentliche Pensionssystem zu 
stärken und seine Leistungsfähigkeit 
als soziales Sicherungssystem im Al-
ter zu erhalten. 

Die Broschüre ist gegen einen Un-
kostenbeitrag von € 10 erhältlich. Wir 
ersuchen alle KollegInnen, uns bei ih-
rer Verbreitung in ihren Ortsgruppen 
und Bundesländern behilfl ich zu sein. 

Mit bestem Dank für eure Unter-
stützung! n

Die Broschüre ist gegen einen Un-

DAS ÖSTERREICHISCHE PENSIONSSYSTEMZwischen sozialstaatlicher Absicherung 
und neoliberalen Angriff en

Unkosten­beitrag: € 10,­

Der ZVPÖ präsentiert: 

Das österreichische Pensionssystem 
Zwischen sozialstaatlicher Absicherung und neoliberalen Angriffen

Alle vorhandenen seriösen Studien, 
insbesondere der Ageing-Report der 
EU und der von der Regierung einge-
setzten Alterssicherungskommission, 
gehen davon aus, dass es eines sol-
chen Nachhaltigkeitsmechanismus‘ 
nicht bedarf. Es geht der Regierung 
einzig und allein darum, eine Tür 
offen zu halten, das Pensionssystem 
auf Kosten der PensionistInnen und 
der zukünftigen PensionistInnen zu 
schwächen.

Was ist geplant?
Die Regierung hat einen „Einspa-

rungspfad“ beschlossen, der festlegt, 
wie viel an Ausgaben für die Alterssi-
cherung jedes Jahr eingespart werden 
soll. Dazu gehören, laut Sozialminis-
terium, folgende Maßnahmen in der 
gesetzlichen Pensionsversicherung, 
die im Bundesfi nanzrahmen einge-
preist wurden:

• Dämpfung der Valorisierung (= 
Wertanpassung) der Sozialleistun-
gen (hier: Rehageld)

• Aliquotierung (= anteilige Festle-
gung) der ersten Pensionsanpas-
sung auf 50 % für alle

• Einführung einer Teilpension
• Änderung der Zugangsvorausset-

zungen in die Korridorpension
• Beschäftigungspaket für Ältere
• Ausweitung der Schwerarbeitsrege-

lung
• Reform der Berufsunfähigkeits-/ 

Invaliditätspension
• Maßnahmen zu „Arbeiten im Al-

ter“

Jährliche Einsparung in Millionen Euro
2026 2027 2028 2029 2030 Summe

625 1.024 1.458 1.875 2.500 7.500

Quelle: Sozialministerium

Falls dieser Einsparungspfad über 
€ 7,5 Mrd. mit mehr als 0,5 % unter-

schritten wird, soll die nächste Regie-
rung verpfl ichtet werden, „Maßnah-
men“ zu setzen. Dazu gehören u.a. 
Reduzierung der jährlichen Infl ations-
anpassung, Erhöhung der Sozialversi-
cherungsbeiträge, Verschlechterung 
der jährlichen Valorisierung der Pen-
sionskonten und vor allem Erhöhung 
des gesetzlichen Pensionsantritts-
alters. Somit hängt ein Damokles-
schwert über dem Pensionssystem. 
Wir erinnern daran, dass die Pen-
sionen der ArbeiterInnen und Ange-
stellten im ASVG zu 85 % durch die 
Sozialversicherungsbeiträge gedeckt 
sind. Es ist nicht die Ausfallshaftung 
des Staates in Höhe von 15 %, der das 
Budget belastet, aber der „Nachhal-
tigkeitsmechanismus“ soll in erster 
Linie die Pensionen im ASVG treffen.

Die eingesparten € 7,5 Mrd. fi nan-
zieren unmittelbar die Aufrüstung 
Österreichs mit Raketen, Panzern 
und anderem Schrott. Das muss ver-
hindert werden. n

 Michael Graber

 Verlogene Nachhaltigkeit 
Eine der „Errungenschaften“ der 3er­Koalition ist der 
sogenannte Nachhaltigkeitsmechanismus, mit dem das 
Pensionssystem nach Behauptung der Regierung auf län­
gere Sicht stabil und finanzierbar gehalten werden soll. 

Unser Wiener Mitglied Fritz 
 Nussböck ist von uns gegangen. 
Wir wollen ihm ein treues Geden­
ken bewahren und den Hinterblie-
benen unser aufrichtiges Beileid
aussprechen.
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Die Frage, ob der FPÖ noch vertraut 
werden kann oder ob sie sich bereits 
in Widersprüche verstrickt, steht 
im Mittelpunkt der aktuellen poli-
tischen Diskussion. Ist sie die Par-
tei der kleinen Leute oder verfolgt 
sie ein wirtschaftlich neoliberales, 
abeiterInnen- und pensionistInnen-
feindliches Programm?

Sozialpolitik: Anspruch  
und Wirklichkeit

Vor kurzer Zeit kritisierte die 
FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar Be-
lakowitsch den „Schwarz-rot-pin-
ken Pensionsraub“ und warf den 
PensionistenvertreterInnen vor, den 
SeniorInnen in den Rücken zu fal-
len. Dabei bleibt unerwähnt, dass 
der größte Pensionsraub der Zwei-
ten Republik im Jahr 2003 von der 
ÖVP-FPÖ-Regierung selbst voran-
getrieben wurde.

Statt echter Hilfe betreibt die FPÖ 
Symbolpolitik. Im Parteiprogramm 
bekennt sie sich sowohl zu Markt-
wirtschaft als auch zu sozialer Ge-
rechtigkeit. Im Wahlprogramm 
„Festung Österreich – Festung der 
Freiheit“ fordert die FPÖ Steuerer-
leichterungen, keine neuen Steuern 
und die Förderung des Eigenheims. 
Hier zeigt sich ein Widerspruch: 
Einerseits wird soziale Gerechtig-
keit eingefordert, andererseits wird 
ein wirtschaftsliberaler Kurs ohne 
konkrete Gegenfinanzierung ver-
folgt. Es werden maximale Freiheit, 
Wohlstand, Sicherheit und Lebens-
freude versprochen, ohne zu erklä-
ren, wie die sozialen Versprechen 
finanziert werden sollen. Die Kom-
bination aus Steuererleichterungen 
und Leistungssteigerungen ohne 
klare Finanzierung führt letztlich 
zu fehlenden staatlichen Einnah-
men und eingeschränkten sozialen 
Gestaltungsmöglichkeiten.

Eine gemeinsame Verfassungsbe-
schwerde gegen die Aliquotierung 
der ersten Pensionsanpassung der 
Sozialsprecher Muchitsch (SPÖ) und 
Belakowitsch (FPÖ) mag wie Sach-
politik auf Augenhöhe erscheinen, 
innerhalb der FPÖ gibt es aber wei-
terhin Widerstand gegen Mindest-

löhne und eine bessere Absicherung 
bei Arbeitslosigkeit. Obwohl sie be-
hauptet, die einfachen Leute und 
ArbeiterInnen zu vertreten, fordert 
die Partei gleichzeitig Steuererleich-
terungen für Reiche, Kürzungen im 
Sozialstaat und Privatisierungen.

Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit

Die FPÖ betont, für Recht und 
Ordnung einzustehen, greift jedoch 
rasch Justiz und Medien an, wenn 
diese nicht im Sinne der Partei han-
deln. Forderungen nach Volksent-
scheiden und der Ruf „Wir gegen 
das Establishment“ sollen demokra-
tisch wirken, dienen aber auch dazu, 
bestehende demokratische Instituti-
onen zu delegitimieren. 

Auch bei der Forderung nach 
Rechtsstaatlichkeit zeigt sich ein 
doppelter Standard: Sobald es um 
Themen wie Asylpolitik, Abschie-
bungen oder Einschränkungen im 
Versammlungsrecht geht, will die 
FPÖ die Prüfung der Rechtsstaat-
lichkeit unterbinden. Die Partei be-
tont zwar die Meinungsfreiheit, dif-
famiert aber gleichzeitig KritikerIn-
nen und Medien als „Lügenpresse“.

Klimapolitik und  
Schutz der Heimat

Im Wahlprogramm der FPÖ wer-
den die Themen „Heimat, Identität 
und Umwelt“ hervorgehoben. Dies 
steht im Widerspruch zur Kritik an 
klimapolitischer Regulierung und 
der Forderung nach einem Ende 
„ideologisch motivierter Klima-
belastungspolitik“. Will die FPÖ 
das Umfeld der Heimat tatsächlich 
schützen, müsste sie Umweltschutz 
und Nachhaltigkeit stärken. Das 
Image als größte Radfahrer-Hasser-
Partei und die Begeisterung über 
den Bau des Lobau-Tunnels zeigen 
jedoch das Gegenteil.

Wiederkehrende Muster  
und Bilanz

Die aufgezählten Beispiele ver-
deutlichen ein wiederkehrendes 

Muster: Grundsätze wie Freiheit, 
Heimat, Sicherheit, soziale Gerech-
tigkeit und Demokratie werden in 
Programmen und Reden betont, die 
praktische der FPÖ führt jedoch 
durch konkrete Forderungen wie 
Null Asyl, Steuerentlastungen ohne 
Gegenfinanzierung, Ablehnung von 
Klimamaßnahmen und die Delegi-
timierung von Medien und Institu-
tionen zu gegenteiligen Ergebnissen.

Rund 20 Prozent der Österreiche-
rInnen haben Schwierigkeiten, mit 
ihrem Einkommen auszukommen; 
viele StadtbewohnerInnen geben 
mehr als 40 Prozent ihres Einkom-
mens für Wohnkosten aus, und 
nicht alle können ihre Wohnungen 
angemessen heizen. Während die 
Lebenssituation vieler Menschen 
zunehmend unsicherer wird, werden 
die Reichen immer reicher. Dagegen 
hat auch die FPÖ nichts: Wenn sie 
sich gegen einen Mietendeckel aus-
spricht, zeigt sie, dass sie auf der Sei-
te der Hausherren steht. Mit rechten 
Parteien wie der FPÖ lassen sich die 
aktuellen Krisen nicht lösen. Walter 
Baier, Vorsitzender der Europäi-
schen Linkspartei, bezeichnete dies 
treffend mit dem Motto „So demo-
kratisch wie notwendig und so fa-
schistisch wie möglich“.

Es bleibt unsere Aufgabe, Hoff-
nung zu geben und zu zeigen, dass 
eine andere Politik als die der Rech-
ten möglich ist.� n

� Herbert Fuxbauer

FPÖ: Was fordert sie – was tut sie?
Partei der kleinen Leute oder Wolf im Schafspelz? 
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In Österreich sind die Beiträge zur 
Pensionsversicherung unmittelbar 
an das Erwerbseinkommen – also 
an Löhne und Gehälter – gekoppelt. 
Diese Verbindung bedeutet, dass 
Löhne und Gehälter die zentrale Ba-
sis für die Finanzierung des Pensi-
onssystems darstellen und gleichzei-
tig die Höhe der späteren Pensionen 
maßgeblich beeinflussen. Je höher 
die Löhne und Gehälter der Arbeit-
nehmerInnen, desto mehr Beiträge 
werden in die Pensionsversicherung 
eingezahlt.

Pflichtbeiträge und 
Umlageverfahren

Alle Erwerbstätigen, die ein Ein-
kommen erzielen, sind verpflichtet, 
Beiträge zur Pensionsversicherung 
zu leisten. Die aktuelle Generation 
der BeitragszahlerInnen finanziert 
damit den Großteil der Pensionen 
der derzeitigen PensionistInnen 
(=Umlageverfahren). Das beitrags-
pflichtige Einkommen während des 
gesamten Erwerbslebens ist somit 
ein entscheidender Faktor für die 
spätere Pensionshöhe.

Die Einkommenskopplung im ös-
terreichischen Pensionssystem sorgt 

einerseits für ein 
hohes Maß an Leis-
tungsgerechtigkeit. 
Gleichzeitig macht 
dieses System das 
Pensionswesen je-
doch anfällig für Pro-
bleme am Arbeits-
markt. Steigen etwa 
Arbeitslosigkeit oder 
der Anteil an prekä-
ren Beschäftigungs-
formen wie Teilzeit 
oder atypischer Ar-
beit, sinken die Beitragseinnahmen 
insgesamt. Dies kann mittelfristig 
zu Finanzierungsproblemen des Sys-
tems führen. Ein weiteres Problem 
stellt die Ungleichbehandlung un-
bezahlter Arbeit dar, wie etwa häus-
liche Pflege und Kinderbetreuung 
oder Ausbildungszeiten. Personen 
in diesen Tätigkeiten erwerben oft 
geringere oder gar keine Pensions-
ansprüche.

Höchstbeitragsgrundlage  
und Solidarität

Eine zusätzliche Herausforderung 
ergibt sich aus der in der Sozialver-
sicherung definierten Einkommens-

obergrenze, der „Höchstbeitrags-
grundlage“ in der Krankenversiche-
rung. Ab einem bestimmten monat-
lichen Einkommen (im Jahr 2025 
€ 6.450) werden keine höheren Bei-
träge mehr erhoben. Das bedeutet, 
dass sehr hohe Einkommen anteilig 
weniger zum Finanzierungsaufkom-
men beitragen. Dadurch wird der So-
lidaritätsgedanke, der dem System 
eigentlich zugrunde liegt, teilweise 
unterlaufen.

Pensionskonto und 
Wertanpassung

Die auf dem Pensionskonto gut-
geschriebenen Beträge werden bis 
zum Antritt der Regelpension jähr-
lich aufgewertet. Dies erfolgt durch 
einen gesetzlich festgelegten Anpas-
sungsfaktor, der sich an der allge-
meinen Lohnentwicklung orientiert. 
Kommt es zu Lohnabschlüssen, die 
unterhalb der Inflationsrate liegen, 
entstehen später spürbare Pensions-
verluste.

Gemeinsames Engagement für 
gerechte Einkommen

Die enge Verbindung zwischen 
Erwerbseinkommen und Pension 
macht deutlich, dass beide Bereiche 
nicht voneinander zu trennen sind. 
Aus diesem Grund setzen sich Ge-
werkschaften und SeniorInnen-Inte-
ressenvertretungen stets gemeinsam 
für gerechte Einkommen ein – so-
wohl für Erwerbstätige als auch für 
PensionistInnen.� n

� Herbert Fuxbauer

Die Verbindung zwischen Erwerbseinkommen und 
Pensionsversicherung 

Folgende Impfungen sind für Menschen 60 + empfohlen:
Der Impfstoff gegen Grippe ist kostenfrei und soll ab Anfang November 
bis spätestens Ende November verabreicht werden.
Der Impfstoff gegen Pneumokokken ist kostenfrei kann gleichzeitig im 
gegenüberliegenden Arm oder im zeitlichen Abstand von einigen Tagen ver-
abreicht werden.
Der Impfstoff gegen Sars-COV-2 (Covid) wurde angepasst, ist kostenfrei 
und soll frühestens 12 Monate nach der letzten Covid-Impfung oder frühes-
tens 4 Monate nach der letzten nachgewiesenen Covid-Erkrankung verab-
reicht werden.
Die Impfung gegen Gürtelrose (Herpes zoster) ist kostenfrei und soll wegen 
häufigeren Nebenwirkungen nicht gleichzeitig mit anderen Impfstoffen 
verabreicht werden. Die Kosten für den Impfstoff und den Stich werden 
vom Impfprogramm getragen.

Die Impfung gegen das RSV-Virus ist für Erwachsene ab 60 zwar empfoh-
len, ABER NICHT kostenfrei. Diese Impfung kann gleichzeitig im gegen-
überliegenden Arm oder im zeitlichen Abstand von einigen Tagen verabreicht 
werden.

Eine neue Website zum gesamten kostenfreien Impfprogramm des Bundes ist 
unter www.impfen.gv.at abrufbar.� n

 Generationsübergreifend Handeln 
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Beginnen wir bei der Gemengelage.
Die Statistik Austria weist aktuell 

Zahlen von 2023 aus. Als Jahressum-
me wurden 95.417 Menschen gezählt, 
die im Kalenderjahr (aus dem Pflege-
fonds bezahlte stationäre Betreuung 
und Pflege erhalten haben. Diese 
Zahl ist von 2018 bis 2023 sogar um 
1.000 gesunken. Bspw. betraf dies im 
Dezember 2023 konkret 69.015 Men-
schen in stationären Einrichtungen, 
die in die Pflegestatistik Eingang 
fanden. Der Verteilungsschlüssel zwi-
schen Frauen und Männern beträgt 
rund 70:30.

Auf Basis der deutlich unterschied-
lichen Durchschnittsnettopensionen 
für Frauen und Männer für 2025, der 
Verteilung der Geschlechter und des 
Monatsbelages von rund 70.000 er-
gibt sich bei der Annahme, dass 80 % 
der 13. und 14. Nettopension von den 
betreuenden Institutionen einbehal-
ten würden, eine zusätzliche Belas-
tung der HeimbewohnerInnen von 
rund 190 Millionen Euro.

Es zeigt sich, dass die Zahl der sta-
tionär Langzeitbetreuten bis 2023 
gesunken ist. Denn aus Sicht der Ge-
sundheitspolitik muss im Interesse 
aller das Ziel sein, die Zahl der sta-
tionär Betreuten möglichst gering zu 
halten und diese teure professionelle 
Versorgung strikt auf die höheren 
Pflegestufen zu begrenzen. 2023 be-
fanden sich österreichweit 8,7 % oder 
rund 8.700 Personen mit Pflegestufe 
1 oder 2 in stationärer Langzeitbe-
treuung. Markanter Ausreißer ist 
hier Wien: Aufgrund eines höheren 

Versorgungsgrades liegt der Anteil 
der in stationärer Langzeitbetreuung 
Befindlichen mit Pflegestufe 1 oder 2 
bei 21,2 %.

Die Baby-Boomer werden 
klarerweise mehr kosten

Im Zeitraum 2018-2023 sind die 
Nettoausgaben der Länder für die 
gesamten Betreuungs- und Pflege-
dienste nach dem Pflegefondsgesetz 
um rund 40 % angestiegen. Das ist 
verständlich, denn immerhin haben 
sich im selben Zeitraum die „mehr-
stündigen Alltagsbegleitungen und 
Entlastungsdienste“ beinahe ver-
sechsfacht. Auch die teilstationäre 
Tagesbetreuung verzeichnet ein Plus 
von knapp 17 %.

Auf die Frage, wieso nun ausgerech-
net die (Pflege-)HeimbewohnerInnen 
zusätzlich von ihrer kärglichen Rest-
pension die laufenden Kostensteige-

rungen, die, wie die Pensionen auch, 
einer massiven Geldentwertung fol-
gen, kompensieren sollen, haben wir 
noch keine Antwort erhalten. 

Die Soziallandesräte und der Herr 
Gemeindebundpräsident sollen doch 
endlich mit der Wahrheit herausrü-
cken! Und diese lautet: Scheibchen-
weise soll die 13. und 14. Pension 
aller SeniorInnen einkassiert werden.

Der ZVPÖ betrachtet diese Pläne 
als Griff in die Waffenkammer des 
Mittelalters und versteht ein derarti-
ges Vorgehen als organisiertes Raub-
rittertum zu Lasten derer, die sich am 
wenigsten wehren können. 

Klarerweise kann nur die Zweck-
widmung von Erbschaftssteuern an 
den Pflegefonds eine wirklich gerech-
te und ausreichende Finanzierung der 
dringend notwendigen Aufwendun-
gen für die Pflege, gerade auch außer-
halb der Heime, gewährleisten.� n

� Rudi Gabriel

Organisiertes Raubrittertum: 
Hände weg von der 13. und 14. Pension!
Sollen wieder die betroffenen SeniorInnen die Zeche zahlen? 

Zum Jahresausklang
Das Jahr 2025 neigt sich dem Ende zu, ein Jahr in dem uns allen wieder vor 
Augen geführt wurde, wie wertvoll Friede, Gesundheit und Lebensqualität 
für jeden einzelnen von uns sind. Das Jahresende ist eine gute Gelegenheit, 
um innezuhalten und wieder Kraft für die kommende Zeit zu tanken und mit 
Zuversicht dem neuen Jahr entgegenzublicken. 

In diesem Sinne wünschen wir, im Namen des gesamten Bundesvorstands, 
allen Kolleginnen und Kollegen unseres Verbandes ein frohes Weihnachtsfest 
mit viel Zeit für Familie und lieben Menschen sowie ein glückliches, friedvolles 
und vor allem gesundes Jahr 2026.

ZVPÖ Bundesarbeitsausschuss


